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Grundsätzliches zur gegenwärtigen Diskussion
um die schweizerische Militärpolitik

Der Entscheid des Nationalrates, über die bedauerliche Kreditüberschreitung bei der Beschaffung
des Mirage III S erst nach sorgfältiger Prüfung aller Aspekte Besohluss zu fassen, hat im Schwei-
zervolk einhelligen Beifall gefunden. Erifsc/aehAWe £«/c«f#»g zedrz/ rf«Z>c; einer tter/ass/iefeen

y4/>&/är««g c/er «Aer c/e« />fä«£räg£e« A'Ac/jirägs&recAf «ocA z« ene>är£e«i/e« /Cos£e«

z«fowwe«, kann doch nur unter dieser Voraussetzung die ganze Tragweite des Geschäftes im
Hinblick auf unsere übrigen Verteidigungsanstrengungen abgeschätzt werden.

Diese von berechtigter Sorge um unser Wehrwesen getragenen Verhandlungen des Parlaments
wurden leider durch Nebengeräusche, um nicht zu sagen Misstöne, gestört. Damit seien vorerst
die von extremer Seite lautstark vorgebrachten Forderungen nach einer personellen Revision
der Spitzen des Militärdepartements gemeint. Ob diese «Kopfjägerei» berechtigt ist und wen
sie allenfalls betreffen mag, kann sicher erst nach Abschluss der laufenden und der noch vor-
gesehenen Untersuchungen entschieden werden. Darüber hinaus erheben sich aber grundsätzliche
Bedenken, ob derartige, in der Schweiz bisher nicht übliche, Massnahmen nicht doch eher

geeignet rind, der öffentlichen Sache mehr zu schaden als zu dienen. Bereits heute steht dagegen
fest, /Aiss der -i/o« fersc/hede^e« 5p//Uergr«ppe« er//cAe«e Ä«/ «äcA e/ner Z«der««g der /Co«-

zep£/on ««serer L<2«dest>er£eidig««g, &o?z&ret gesägt «äcA e/«cr Wieder£e/e£««g i>o« Z«//äs-
5««ge«, die tom Pär/äme«f «z/7 der Z««#/?««? der 7V«ppe«orc/««ng 6/ ä/>ge/e/z«£ z^«rde«, fce/«

Ge/iöv verdien/.
Damit ist auch schon gesagt, dass die Bemühungen um die Erhaltung und Stärkung unserer
Wehrbereitschaft fortgesetzt werden müssen. Zä/?/reicAe ««d w/c/?£/ge Z«&««/f5ä«/gä/>e« /«irre«
der Löswng. Es sei nur an die Eingliederung des Panzers 61 erinnert, an die Modernisierung
der terrestrischen Kanonen- und Raketenflab sowie an die Beschaffung von Selbstfahrartillerie.
Aber aucii die Flugwaffe kann nicht auf das «Schandbänkli» verwiesen werden, liegt doch die

Verhinderung des drohenden Absankens ihrer Bestände und die Beschaffung eines gemeinsamen
elektronischen Einsatz- und Führungssystems für Flugwaffe und Raketenflab im wohlverstan-
denen Interesse der gesamten Landesverteidigung.

Auch darüber hinaus ist die stete Anpassung unserer Bewaffnung an den internationalen Stand
der Rüstungstechnik eine unabdingbare Notwendigkeit. Ein eventueller Angreifer wird sich
nämlich nicht darum kümmern, ob diese oder jene Waffe angeblich unsere Möglichkeiten über-
steige, ja, die Annahme geht wohl nicht fehl, dass er stich mit Vorliebe jener Waffen bedienen

wird, denen wir nichts Ebenbürtiges gegenüberzustellen haben. Die Atombewaffnung ist nur
ein Beispiel dafür, wenn auch das wichtigste, rfäss />e«£e ««i/ /« Z«&««/£ £«£5cAezde «/'er c//e

/Vofwe«J/gfcez7 ei«er /?esz/mr«fe« Ver£eh/ig««gs«iäss«äZ?«ie ««c/ «Aer t/ze zlr£ ««d Weise i/?rer
Vercf/öA//e/'««g «/c//£ mek «äcA e/em /Aossen Ge/«/?/ ge£ro//e« teerde« &ö««e«; ei«e gr««£//ic/?e
/7/?erpr«/««g ä//er po/if/scAe«, «z/'/ifä'mcAe«, £ecA«/sc/>e« ««J /i«ä«zie//e« Vorä«sse£z««ge« ««/i
Ä"o«se^«e«ze« drä«g£ sie/? ä«/. Solche Arbeiten erfordern naturgemäß die Mitwirkung hervor-
ragender Fachleute aller Fakultäten, modernste Anlagen zur Datenverarbeitung, entsprechende
Kredite und nicht zuletzt viel Zeit. Nur so ist aber Gewähr dafür geboten, dass die massgeb-
liehen Stellen ihren Entscheid über Beginn, Ablehnung oder Verschiebung eines Rüstungspro-
grammes «en pleine connaissance de cause» treffen können.

Mit Kritik an unserer obersten militärischen Führung wurde in den letzten Monaten nicht

gespart. Auch in dieser Beziehung sollte den entsprechenden Untersuchungsergebnissen nicht
vorgegriffen werden. Dennoch ist soviel zu sagen: die 5e/«g«Ase «//er, fl/so aac/j rfer A/i/i'fär-
fee/jört/e», sfe//ew gleichzeitig P//ichte» dar. Nacurgemäss lassen sich nun Kompetenzüberschrei-
tunge.n leichter feststellen und verhindern, als pflichtwidrige Unterlassungen; deren Folgen
wären aber nicht weniger schwerwiegend. Bis anhin haben die Verantwortlichen ihre Pflicht
mit dankenswerter Tatkraft und oft mit viel persönlichem Mut erfüllt. Dass sie darin auch

angesichts des Übermasses an grossen und schwierigen Aufgaben, das hier skizziert wurde, nicht
nachlassen wollen, wurde vom Generalstabschef anlässlich der Jahresversammlung der Schwei-
zerischen Offiziersgesellschaft zugesichert und von allen Anwesenden mit Beifall aufgenommen.
Der Verlauf der Miragedebatte hat gezeigt, dass das Parlament nicht ansteht, seinen Teil der
Verantwortung zu tragen. A W.
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